
Nachhaltige Verwendung der Mittel aus dem Sondervermögen des Bundes,
statt Haushaltslöcher stopfen

Sehr geehrte Frau Stadtverordnetenvorsteherin,

bitte nehmen Sie den nachfolgenden Antrag zur Beratung auf die Tagesordnung der 
nächsten Stadtverordnetenversammlung:

Wir beantragen, die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

1. Der Magistrat wird beauftragt, der Stadtverordnetenversammlung bis spätestens zur 
Sommerpause 2026 eine Auswahl möglicher Projekte vorzulegen, die mit den der 
Stadt Griesheim aus der ersten Tranche des Bundes-Sondervermögens „Infrastruktur 
und Klimaneutralität“ zufließenden Mitteln finanziert werden können.

2. Die Auswahl soll ausdrücklich mehr Projekte umfassen als mit den der Stadt 
tatsächlich zur Verfügung stehenden Mitteln umsetzbar sind.

3. Die Auswahl soll zu den Projekten folgende Informationen bereitstellen:
- Voraussichtliche Investitionskosten, die Basis und der Stand der Kostenermittlung.
- Handelt es sich bei dem Projekt in Gänze oder zumindest teilweise um eine
  zusätzliche Maßnahme? (= bisher nicht in der mittelfristigen Investitionsplanung
  enthalten)
- Besteht die Möglichkeit weitere Fördermittel für das Projekt zu akquirieren? (Art &
  möglicher Umfang)
- Wie und in welcher Höhe wird der Ergebnishaushalt durch das Projekt entlastet?
- Welchen (messbaren) Beitrag zu Klimaschutz, Klimaanpassung und
  Ressourceneffizienz könnte das Projekt erbringen?

4. Auswahl und Priorisierung der Projekte erfolgen außerhalb und rechtzeitig vor den 
Haushaltsberatungen. Die von der neuen Stadtverordnetenversammlung 
beschlossenen Maßnahmen sind anschließend in die Haushalts- und Finanzplanung 
ab 2027 ff. aufzunehmen.

Der Antrag soll im zuständigen Wirtschafts- und Finanzausschuss vorberaten werden.

Begründung:
Aus der ersten Tranche des Sondervermögens – die in Wirklichkeit zusätzliche Schulden 
sind - erhält die Stadt Griesheim nach Auskunft des hessischen Finanzministeriums 
voraussichtlich 9.408.503 Euro zur Finanzierung investiver Maßnahmen. 
(https://finanzen.hessen.de/kommunen/kommunaler-finanzausgleich/karte-zum-
kommunalen-finanzausgleich) 
Die Mittel sind investiv, weitgehend zweckoffen und für die Stärkung der kommunalen 
Infrastruktur vorgesehen, u. a. in den Bereichen Bildung, Verkehr, Digitalisierung, 
Gesundheit, Pflege, Katastrophenschutz, Klimaschutz und -anpassung.
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Gleichzeitig erfolgt die Auszahlung projektbezogen und nach erbrachter Leistung, was eine 
vorausschauende Planung erforderlich macht.
Vor dem Hintergrund der angespannten Haushaltslage ist es entscheidend, dass diese Mittel 
nicht zur Deckung laufender Defizite oder zur Substitution bereits geplanter Investitionen, 
sondern gezielt für zusätzliche, nachhaltig wirksame, klimarelevante Projekte genutzt 
werden.

Der Antrag soll der neu gewählten Stadtverordnetenversammlung eine fundierte, gestaltende 
und zeitnahe Auswahl- und Priorisierungsentscheidung ermöglichen, um die Mittel aus dem 
Sondervermögens verantwortungsvoll, transparent und generationengerecht einzusetzen.
Das Vorgehen greift deshalb die Erkenntnisse der sehr wirkungsvollen Projekte aus dem 
ersten Kommunalen Investitionsprogramm (KIP I) auf.

gez. M. Tichy


